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Antrag der Redaktionskommission* 
vom 7. Dezember 2017

Beschluss des Kantonsrates 
über die parlamentarische Initiative
von Martin Farner betreffend Ergänzung
des EG KESR
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Bericht und Antrag der Kommission für
Staat und Gemeinden vom 16. Juni 2017,

beschliesst:

I. Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 4/2015 von Martin Farner
wird geändert, und es wird nachfolgende Gesetzesänderung beschlossen.

Minderheitsantrag von Silvia Rigoni, Sonja Gehrig, Regula Kaeser, 
Jörg Mäder, Walter Meier:

I. Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 4/2015 von Martin Far-
ner wird abgelehnt.

II. Mitteilung an den Regierungsrat.

Zürich, 7. Dezember 2017

Im Namen der Redaktionskommission
Die Präsidentin: Die Sekretärin:
Sonja Rueff Katrin Meyer

* Die Redaktionskommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Sonja Rueff,
Zürich (Präsidentin); Nina Fehr Düsel, Küsnacht; Sibylle Marti, Zürich; Sekretärin:
Katrin Meyer.

KR-Nr. 4b/2015
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Einführungsgesetz
zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht
(EG KESR)
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Einbezug der Gemeinden)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Bericht und Antrag der Kommission für
Staat und Gemeinden vom 16. Juni 2017,

beschliesst:

I. Das Einführungsgesetz zum Kindes- und Erwachsenenschutz-
recht vom 25. Juni 2012 wird wie folgt geändert:

Abklärung der 
tatsächlichen 
Verhältnisse 

§ 49. Abs. 1 und 2 unverändert. 
3 Die KESB gibt der Wohnsitzgemeinde vorgängig Gelegenheit zur

Stellungnahme, wenn diese durch eine geplante Massnahme in ihren Inte-
ressen, insbesondere finanzieller Art, wesentlich berührt werden könnte.
Die Wohnsitzgemeinde wird dadurch nicht zur Verfahrenspartei. 

4 Der Wohnsitzgemeinde wird Akteneinsicht gewährt, soweit dies
zur Wahrnehmung ihres Anhörungsrechts notwendig ist. Die Personen,
denen Akteneinsicht gewährt wird, unterstehen der Verschwiegenheits-
pflicht. 

5 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten in einer Verordnung.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Refe-
rendum.

III. Im Falle eines Referendums wird der Beleuchtende Bericht
von der Geschäftsleitung des Kantonsrates verfasst.


